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	Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung

Wurde ein umfassender innerstaatlicher Diskriminierungsschutz (einschließlich des Prinzips der geeigneten Vorkehrungen) für Menschen mit Behinderungen geschaffen?

Die Behindertengleichstellung ist als Querschnittsmaterie zu sehen.

Aufgrund der bestehenden Kompetenzverteilung in der Bundesverfassung sind sowohl Bund als auch Länder aufgerufen, einen umfassenden Diskriminierungsschutz für Menschen mit Behinderung zu schaffen. Die föderale Situation ist vielfach für die Betroffenen nicht nachvollziehbar, sodass die Gefahr des Informationsverlusts besteht. Zudem ist die Umsetzung im Bereich der Antidiskriminierung durch die Bundesländer nur mangelhaft.

Im Kompetenzbereich des Bundes besteht eine „fast“ kasuistische Regelung. Es bedarf auch Klarstellungen, inwieweit die Gerichtsbarkeit und der Bereich „Wohnen“ vom Anwendungsbereich des Behindertengleichstellungsrechts umfasst sind.

Auch mangelt es an entsprechender Umsetzung in anderen Materiengesetzen, wie etwa MRG, StVO, GewO.
Es besteht ein deutlicher Mangel in der tatsächlichen Rechtsdurchsetzung im Bereich der Behindertengleichstellung. Betroffene scheuen – vielfach nach einem erfolglosen Schlichtungsverfahren – den Gang vor die ordentlichen Gerichte. Das für diese Haltung ausschlaggebende Motiv ist in vielen Fällen das bestehende Kostenrisiko. Die geringe Anzahl an gerichtlichen Verfahren von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die sich im Sinne der §§ 7a bis 7q des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen, ist im Gegensatz dazu eher auf deren wirtschaftliche Abhängigkeit und den faktischen sozialen Druck zurückzuführen. Das finanzielle Risiko für die Betroffenen sollte minimiert werden, um einen wirksamen Schutz vor Diskriminierung zu gewährleisten.

Einen darüber hinaus wesentlichen Beitrag würde auch eine Ausweitung der Instrumentarien der Verbandsklage und der Nebenintervention leisten.

Das Behindertengleichstellungsrecht enthält den Terminus „reasonable accomodation“, wie er auch in Artikel 5 der EU-Richtlinie 2000/78/EG Verwendung findet, nicht. Das Gebot, angemessene Vorkehrungen zu treffen, findet sich lediglich in § 6 Behinderteneinstellungsgesetz, einer allgemeinen arbeitsrechtlichen Schutzbestimmung für ArbeitnehmerInnen, die dem Kreis der begünstigten Behinderten angehören. Dabei handelt es sich um bereits bestehende Dienstverhältnisse. Bei einem Verstoß des Dienstgebers bzw. der Dienstgeberin ist zudem keine spezielle Sanktion vorgesehen.
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	Kinder mit Behinderungen

Sind Kinder mit Behinderungen im Stande ihre Meinung in allen Angelegenheiten, die sie betreffen, frei auszudrücken und erhalten sie die behinderungs- und altersmäßig notwendige Unterstützung?

Kinder mit Behinderungen erhalten behinderungs- und altersmäßig notwendige Unterstützungen.

Benötigt ein Kind mit Behinderung Hilfsmittel zur Unterstützung ist hierfür beispielsweise die Datenbank HANDYNET-Österreich zur Orientierung hinzuzuziehen. Weiters gibt es bei den Supportstellen des Österreichischen Zivilinvalidenverbandes und bei den Landesstellen des Bundessozialamtes Beratungs- und Servicestellen.

Finanzielle Unterstützung für die behinderungs- und altersmäßig notwendige Unterstützung finden Eltern von behinderten Kindern bei verschiedenen Kostenträgern. Die zuständigen Pensionsversicherungen und die jeweilige Landesregierung leisten finanzielle Unterstützung beim Ankauf von Hilfsmitteln, aber auch bei Wohnungsumbau oder anderen notwendigen Maßnahmen (Therapien, Transporthilfen etc.). Zusätzliche Unterstützung kann vom Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend, vom Bundessozialamt und von privaten Vereinigungen in Anspruch genommen werden. 

Im Rahmen des Bildungssystems wird durch den sonderpädagogischen Förderbedarf eruiert, in welchem Ausmaß das Kind Förderung benötigt. Jedoch sind hier die Ressourcen für die dafür benötigten Lehrer/innen reglementiert und finden nicht das Auslangen.

Vor allem im Bereich der Bildung ist es für behinderte Kinder nach wie vor schwer, inklusiv unterrichtet zu werden. 

Werden Kinder mit Behinderungen im selben Ausmaß wie nicht behinderte Kinder als Träger von Rechten betrachtet und worin bestehen die wesentlichen Unterschiede in der Lage von Buben und Mädchen mit Behinderungen?

Kinder mit Behinderungen sind grundsätzlich durch das Bundes-Behinderten-gleichstellungsgesetz geschützt, wenngleich aufgrund der kompetenzrechtlichen Zersplitterung im Bildungsbereich kein einheitlicher Schutz besteht.

Inklusive Kinderbetreuungsmöglichkeiten sowie inklusive Bildungsmöglichkeiten für behinderte Kinder in Österreich stecken in den Kinderschuhen. Hier muss im Sinne der Kinder in den nächsten Jahren sehr viel Aufholarbeit geleistet werden, damit keine Unterschiede mehr zwischen nicht behinderten und behinderten Kindern gemacht werden.
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	Barrierefreiheit

Welche legislativen und sonstigen Maßnahmen wurden gesetzt, Menschen mit Behinderungen einen barrierefreien Zugang zu allen Einrichtungen und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen (z.B. Gebäude, Transport, Information und Kommunikation), zu gewährleisten?

Die von den Bundesministerien vorgelegten Etappenpläne sehen in Umsetzung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz die Herstellung der Barrierefreiheit von Bundesgebäuden bis Ende 2015 vor. Allerdings fehlt ein verpflichtendes Monitoring betreffend deren tatsächliche Realisierung. Aufgrund der bisherigen Erfahrungen des Behindertenanwalts sowie der medialen Berichterstattung besteht deutliche Skepsis, ob der gesetzlichen Verpflichtung zeitgerecht entsprochen werden kann.

Dies umso mehr als die auf die Budgetsituation zurück zu führenden Kürzungen etwa bei den ÖBB zu einer zeitlichen Verzögerung von Investitionen auch in die Barrierefreiheit führen werden.

Das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz gewährt lediglich einen Anspruch auf Schadenersatz. Während dessen Zweck vorwiegend in einem Ausgleich liegt, kann eine tatsächliche Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft nur mit Hilfe eines Beseitigungs- und Unterlassungsanspruchs verwirklicht werden. Darüber hinaus entfaltet der Schadenersatz aufgrund seiner (in der Regel) geringen Höhe weder general- noch spezialpräventive Wirkung.
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	Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung der Gemeinschaft

Inwieweit bestehen Modelle zur eigenständigen Lebensführung, z.B. durch persönliche Assistenz für Menschen mit Behinderungen?

Im Bereich der beruflichen Integration ist durch die Kompetenz des Bundes (Bundessozialamt) ein einheitlicher Vollzug gewährleistet. Allerdings sollte der Kreis der Anspruchsberechtigten (dieser ist derzeit auf Menschen mit Körperbehinderungen beschränkt) erweitert werden. 

Wesentlich unbefriedigender stellt sich die Situation bei der sozialen Integration dar. Während etwa die Stadt Wien Unterstützungen gewährt, ist dies in anderen Bundesländern nicht der Fall. Es wird unausweichlich sein, im Wege einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG eine Vereinheitlichung, zumindest was die Anspruchsvoraussetzungen und Mindeststandards betrifft, herbeizuführen.
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	Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen

Welche Maßnahmen wurden gesetzt, dass die der Allgemeinheit zur Verfügung stehenden Informationen Menschen mit Behinderungen in angemessener Art und kostenfrei zugänglich sind sowie dass Menschen mit Behinderungen bei allen staatlichen Interaktionen ihre bevorzugten Kommunikationsmittel (Gebärdensprache, Braille-Schrift etc.) nützen können?

Wie hinlänglich bekannt ist, bildet die mangelnde barrierefreie Zugänglichkeit des Angebots des Österreichischen Rundfunks stetigen Anlass für Kritik aus den Reihen der Menschen mit Behinderungen. Trotz Zahlung der Rundfunkgebühren haben Gehörlose, blinde, hör- und sehbehinderte Personen keinen barrierefreien Zugang zum Informationsangebot der öffentlichen Medien (Fernsehen, Radio, Web). Es fehlt einerseits an gebärdensprachgedolmetschten Sendungen, andererseits an notwendigen Untertitelungen. Auch werden Hörfilme, die mit Audiodeskription versehen sind, nur in einem sehr geringen Ausmaß ausgestrahlt.

Im Rahmen einer Besprechung im Dezember 2009 kam es seitens der Geschäftsführung des öffentlich-rechtlichen Senders anlässlich der Novellierung des ORF-Gesetzes zu einer Absichtserklärung dahingehend, den Anteil an untertitelten Sendungen im Jahr 2010 auf 45% und im Jahr 2011 auf 55% zu erhöhen. Auch bei der Audiodeskription soll es zu einer Steigerung kommen und zwar sowohl bei den Eigen- als auch Koproduktionen.
Die diesbezügliche Diskussion hat ihren Ursprung in der Refundierung der Rundfunkgebühr, allerdings mangelt es an einem diesbezüglichen verbindlichen Etappenplan.
Ist die Gebärdensprache offiziell anerkannt?

Die Österreichische Gebärdensprache ist seit dem Jahr 2005 durch die Verankerung in der Österreichischen Bundesverfassung als eigenständige Sprache anerkannt. Aufgrund der fehlenden Umsetzung in diversen Materiengesetzen erweist sich die Grundsatzbestimmung als wenig effektiv.
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	Gesundheit

Durch welche Maßnahmen wird sicher gestellt, dass ein Schutz vor Diskriminierungen für Menschen mit Behinderungen beim Zugang zu Kranken- und anderen Versicherungen besteht?

Ein nach wie vor ungelöstes Problem stellt der problematische Zugang von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen zum Angebot der privaten Personenversicherung (etwa Lebens-, Kranken-, Unfall- oder Reiserückholversicherungen) dar.

Die momentane Situation führt zu mannigfacher Diskriminierung. So ist es dem genannten Personenkreis etwa nicht möglich, eine Krankenzusatzversicherung oder eine Ablebensversicherung abzuschließen. Ersteres bedeutet den de facto Ausschluss von einer optimalen Gesundheitsversorgung, der zweite Umstand führt (beispielsweise) zu einer klaren Benachteiligung bei der Kreditbeschaffung, etwa im Fall der Gründung eines Unternehmens (erforderliche Besicherung des Darlehens). 

Die genannte Personengruppe ist auch nicht in der Lage, für ihre Familie für den Fall des plötzlichen Todes adäquat vorzusorgen, was zusätzlich den Angehörigen schwere soziale Nachteile einbringen kann.

Die Versicherungsbedingungen bewirken die „Unversicherbarkeit“ auch von Menschen, deren individuelle Behinderung oder Krankheit auf das Risiko in keiner Weise erhöhend wirkt. Diese Thematik wurde in mehreren Einzelfällen aber auch von Gruppen von Betroffenen, wie etwa über Behindertenvertrauenspersonen, an die Behindertenanwaltschaft herangetragen. Teilweise gelang es in Kooperation mit dem Versicherungsverband eine individuelle Lösung herbeizuführen.
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	Arbeit und Beschäftigung

Bestehen arbeitsmarktpolitische Politiken und Programme für eine volle Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen bzw. zu deren Wiedereingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt, einschließlich Maßnahmen positiver Diskriminierung?

Die Arbeitslosenquote von Menschen mit Behinderungen ist deutlich höher als jene von Menschen ohne Behinderungen, weshalb besondere Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit behinderter Menschen geboten erscheinen. Die derzeitige Situation stellt jedenfalls eine generelle Diskriminierung dar. 

Die aktuelle politische Diskussion beschränkt sich in diesem Bereich fast ausschließlich auf den Kündigungsschutz. Der Behindertenanwalt hält dies für verfehlt. Zwar ist es legitim, Veränderungen zu diskutieren, die (legistische) Entwicklung darf jedoch nicht einseitig zum Nachteil von Menschen mit Behinderungen erfolgen.

Mit einer progressiven Erhöhung der Ausgleichstaxe, welche auch von verschiedenen politischen Parteien gefordert wird, sollen vor allem Großunternehmen zum Umdenken bewegt werden. Zwei Drittel der Betriebe, die eine Einstellungsverpflichtung nach dem Behinderteneinstellungsgesetz trifft, kaufen sich mit einer Ausgleichstaxe von monatlich Euro 223,- frei.

Zusätzlich soll eine schrittweise, jedoch im Endergebnis vollständige Einbindung von Menschen mit Behinderungen (überwiegend Lern- und Mehrfachbehinderung) in Einrichtungen der Behindertenhilfe in die Sozialversicherung (Unfall-, Kranken- und Pensionsversicherung) gewährleistet werden.

Wesentlich ist auch, darauf hinzuweisen, dass Menschen mit psychischen bzw. mit Mehrfachbehinderungen vom (ersten) Arbeitsmarkt derzeit de facto vollständig ausgeschlossen sind und es für sie kein Angebot gibt. Auch hier besteht Handlungsbedarf der Politik.
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